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1 Vorteil von steuerbegünstigten 
Gehaltszuwendungen 

Von jedem Euro einer Gehaltserhöhung geht oft mehr 

als die Hälfte für Steuern und Sozialabgaben drauf. Sie 

können Ihren Mitarbeitern Ihrer Praxis aber steuerbe-

günstigte oder steuerfreie Gehaltsbestandteile mit 

anbieten. Dies ist auch für Sie als Arbeitgeber interes-

sant, da auf steuerfreie Zahlungen keine Sozialabgaben 

fällig werden. Die müssten Sie ansonsten zur Hälfte 

tragen. Zudem sind Sie genauso wie Ihre Praxisange-

stellten daran interessiert, dass von einer Lohnzahlung 

möglichst viel Netto ankommt. 

Dieses Merkblatt stellt Ihnen zahlreiche Möglichkeiten 

steuergünstiger Zuwendungen vor und gibt einen Über-

blick über die jeweiligen Gestaltungsalternativen. Für 

eine individuelle Beratung stehen wir Ihnen natürlich 

gern zur Verfügung. 

2 Wann liegt steuerlich 
Arbeitslohn vor? 

Grundsätzlich stellen alle Einnahmen, die Arbeit-

nehmern im Rahmen ihres Dienstverhältnisses zuflie-

ßen, steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Dabei ist es un-

erheblich, unter welcher Bezeichnung oder in welcher 

Form Sie als Arbeitgeber die Zuwendungen gewähren 

(Geldleistungen, Sachbezüge oder sonstige Vorteile). 

3 Steuergünstige Zuwendungen 
an Praxismitarbeiter 

Welche steuergünstigen Sie vereinbaren können, um 

den Steuer- und Abgabenzugriff auf den Arbeitslohn Ih-

rer Praxismitarbeiter zu drücken, lesen Sie in der fol-

genden alphabetischen Übersicht: 

Abfindungen 

Arbeitnehmer können erhaltene Abfindungen mit einem 

ermäßigten Steuersatz (nach der sogenannten Fünf-

telregelung) versteuern. Diese Regelung des Einkom-

mensteuergesetzes mildert Progressionsnachteile ab, 

die aufgrund eines außerordentlich hohen Einkommens 

entstehen. 

Hinweis 

Vereinfacht gesagt, wird bei der Fünftelregelung die Mehr-

steuer errechnet, die auf ein Fünftel der Abfindung entfällt, 

und dieser Betrag dann mit fünf multipliziert, so dass sich 

die Einkommensteuer auf die Abfindung ergibt. Durch die-

sen Kniff bleibt der progressiv ansteigende Einkommen-

steuertarif unberücksichtigt, der beim Ansatz des vollen Ab-

findungsbetrags zu einem sprunghaften Anstieg der Steuer-

last führen würde. Die ermäßigte Besteuerung bringt Ar-

beitnehmern häufig eine Steuerersparnis von mehreren 

tausend Euro ein. 

 

Die Tarifermäßigung fällt umso höher aus, je geringer 

das reguläre Einkommen des Arbeitnehmers ist. Sofern 

sich das Einkommen aber bereits in der Nähe der Spit-

zenprogression bewegt, verpufft der Vorteil aus der 

Fünftelmethode. Sie wirkt sich ab einem regulären zu 

versteuernden Einkommen von jährlich 52.882 € 

(Grundtabelle) nicht mehr aus. 

Zu beachten ist, dass das Finanzamt den ermäßigten 

Steuersatz nur gewährt, wenn die Abfindung in einem 

Jahr ausgezahlt wird und nicht in mehreren Teilbeträ-

gen über verschiedene Jahre hinweg. Zulässig sind 

aber abweichend ausgezahlte Teilleistungen, wenn sie 

nicht mehr als 5 % der gesamten Entschädigung aus-

machen. 

Tipp 

Oftmals ist es günstiger, die gesamte Abfindung erst im 

Jahr nach der Entlassung zu erhalten. Denn dann fallen die 

übrigen Einkünfte des Arbeitnehmers häufig geringer aus 

(z.B. wegen vorübergehender Arbeitslosigkeit). 

Aufmerksamkeiten 

Freiwillige Sachzuwendungen bis 60 € (brutto, inklusive 

Umsatzsteuer), die Sie Praxismitarbeitern oder deren 

Angehörigen aus besonderem Anlass (z.B. silberne 

Hochzeit, Bestehen eines Examens usw.) gewähren, 

sind lohnsteuerfrei. Gleiches gilt für die Sozialversiche-

rung. Geldzuwendungen hingegen gehören immer zum 

steuer- und sozialversicherungspflichtigen Arbeitslohn, 

auch wenn ihr Wert unter 60 € liegt. 

Zu den steuerfreien Aufmerksamkeiten gehören auch 

Getränke und Genussmittel, die Sie Mitarbeitern in Ihrer 

Praxis unentgeltlich oder verbilligt überlassen. Dasselbe 

gilt für Speisen, soweit ein betriebliches Interesse Ihrer 

Praxis vorliegt (z.B. bei außergewöhnlichen Arbeitsein-

sätzen oder Fortbildungsveranstaltungen), wenn ihr 

Wert 60 € nicht übersteigt. 

Auslagenersatz 

Tätigt ein Mitarbeiter Ausgaben für Rechnung Ihrer 

Praxis, sind entsprechende Erstattungen des Arbeitge-

bers lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. Vor-

aussetzung ist jedoch, dass die Ausgaben einzeln (z.B. 

mit Rechnung) abgerechnet werden. 

Der steuerfreie Auslagenersatz umfasst beispielsweise: 

 Gebühren für geschäftliche Telefongespräche 

 Bewirtungskosten für Geschäftsfreunde 

Kosten für eine Bahncard können Sie einem Arbeit-

nehmer nur dann lohnsteuer- und sozialversicherungs-

frei erstatten, wenn die voraussichtlichen Kosten für die 

dienstlichen Bahnfahrten ohne die Kartenermäßigung 

den Kaufpreis für die Bahncard übersteigen. Die Privat-

fahrten, die der Arbeitnehmer mit der Bahncard zusätz-

lich durchführt, werden dann nicht besteuert. 
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Beispiel 

Ein Artzt ersetzt einer Mitarbeiterin die Kosten für die 

Bahncard 50 von 255 €. Die Bahncard wird sowohl beruf-

lich als auch privat genutzt. Die Mitarbeiterin fährt in dem 

Jahr zu drei Fortbildungen mit der Bahn. Für diese Dienst-

reisen fallen 600 € an, die sich mit der Bahncard 50 auf 

300 € reduzieren. 

Folglich wendet der Arzt anstatt 600 € nur 555 € auf (300 € 

für Fahrscheine + 255 € für die Bahncard) und spart 45 €. 

Die Kostenübernahme ist damit lohnsteuer- und sozialver-

sicherungsfrei. 

Auslagenersatz muss regelmäßig als Arbeitslohn ver-

steuert werden, wenn er in pauschaler Form gezahlt 

wird. Derartige Zahlungen können aber ausnahmsweise 

steuerfrei bleiben, wenn sie regelmäßig getätigt werden 

und der begünstigte Arbeitnehmer seine erstattungsfä-

higen Kosten über einen repräsentativen Zeitraum von 

drei Monaten nachgewiesen hat. 

Fallen bei Arbeitnehmern erfahrungsgemäß beruflich 

veranlasste Telefonkosten an, können Sie aus Verein-

fachungsgründen pauschal und ohne Einzelnachweis 

 bis zu 20 % des monatlichen Rechnungsbetrags, 

 höchstens jedoch 20 € im Monat, steuerfrei erstat-

ten. 

Belegschaftsrabatte 

Arbeitnehmer können Waren oder Dienstleistungen, die 

zur Liefer- und Leistungspalette Ihrer Praxis gehören 

(z.B. Behandlungskosten, die nicht von der Kranken-

kasse übernommen werden), mit einem Kostenvorteil 

von bis zu 1.080 € jährlich lohnsteuer- und sozialversi-

cherungsfrei vom Arbeitgeber beziehen. Ihre Praxis darf 

diese Waren bzw. Dienstleistungen jedoch nicht über-

wiegend für den Bedarf der Mitarbeiter herstellen, ver-

treiben oder erbringen – dann entfällt dieser sogenann-

te Rabattfreibetrag. Die Höhe des geldwerten Vorteils 

errechnet sich auf Grundlage des üblichen Bruttover-

kaufspreises, abzüglich eines 4%igen Abschlags. 

Beispiel 

Ein Allgemeinmediziner und Osteopath behandelt eine Mit-

arbeiterin kostenlos. Die Anamnese mit folgender manuel-

ler Therapie kostet in dem Jahr 1.200 €. Unter Abzug des  

4-%-Abschlags und eines Freibetrags von 1.080 € hat der 

Arbeitnehmer lediglich einen geldwerten Vorteil von 

(1.200 € x 0,96 = 1.152 € – 1.080 € =) 72 € zu versteuern. 

Der Rabatt muss vom Arbeitnehmer nicht versteuert wer-

den, wenn der Vorteil üblicherweise auch Kunden des Ar 
 

Tipp 

Arbeitnehmer können den Freibetrag für jedes ihrer Dienst-

verhältnisse beanspruchen. Das bedeutet: Bei einem Stel-

lenwechsel innerhalb eines Jahres können sie den Freibe-

trag gleich zweimal nutzen. Wenn der Arbeitnehmer gleich-

zeitig in mehreren Arbeitsverhältnissen steht, vervielfältigt 

sich sein Freibetrag. 

Betriebsveranstaltungen 

Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn der Teilneh-

merkreis einer Veranstaltung mit gesellschaftlichem 

Charakter überwiegend aus Betriebsangehörigen und 

deren Begleitpersonen besteht. Es kommt dabei nicht 

darauf an, ob die Betriebsveranstaltung von Ihrer Praxis 

ausgerichtet wird, solange es sich um eine betriebliche 

Feier handelt. Der Anlass für die Betriebsveranstaltung 

darf nicht nur in einer Person liegen, wie etwa bei 

Feiern anlässlich eines runden Geburtstags oder einer 

Abschiedsfeier für einen in die Rente gehenden Mitar-

beiter. 

Seit 1.1.2015 gilt für die üblichen Zuwendungen im 

Rahmen von Betriebsveranstaltungen, ein Freibetrag 

von 110 €. Das heißt: Alle Vorteile bis 110 € sind steu-

erfrei. Nur der übersteigende Betrag muss vom Ar-

beitnehmer versteuert werden.  

Hinweis 

Um den Freibetrag optimal auszunutzen, können Sie mit Ih-

ren Praxismitarbeitern beispielsweise vereinbaren, dass 

diese die Kosten der Feier selbst tragen, soweit sie 110 € 

übersteigen. In diesem Fall fällt keine Steuer für die Teil-

nahme an der Betriebsveranstaltung an. 

Alle Aufwendungen für das Fest einschließlich der Um-

satzsteuer, die von Ihnen als Arbeitgeber getragen 

werden, sind für die Berechnung der Aufwendungen pro 

Arbeitnehmer relevant. Dies gilt sowohl für Kosten, die 

dem einzelnen Arbeitnehmer individuell zugerechnet 

werden können (z.B. Kosten für ein Mehr-Gänge-

Menü), aber auch die Kosten für den äußeren Rahmen 

der Betriebsveranstaltung (z.B. Saalmiete) werden an-

teilig auf die Anwesenden verteilt. Die einzige Ausnah-

me für diesen Grundsatz besteht, wenn eine Betriebs-

feier in Ihren Praxisräumen stattfindet: In dem Fall wer-

den die rechnerischen Selbstkosten der Praxis (z.B. 

Energiekosten) hier nicht mit einbezogen. 

Zu den üblichen Zuwendungen für Betriebsveranstal-

tungen, die über den Freibetrag begünstigt sind, gehö-

ren beispielsweise die folgenden: 

 Speisen, Getränke, Tabakwaren und Süßigkeiten 

 Aufwendungen für den äußeren Rahmen (z.B. für 

Räume, Musik, Kegelbahn, künstlerische Darbie-

tungen) 

 Eintrittskarten für kulturelle und sportliche Veranstal-

tungen, wenn sich die Betriebsveranstaltung nicht 

im Besuch der kulturellen oder sportlichen Veran-

staltung erschöpft 

 Geschenke, die bei der Veranstaltung überreicht 

werden – auch die nachträgliche Überreichung der 
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Geschenke an die Arbeitnehmer, die aus betriebli-

chen oder persönlichen Gründen nicht an der Be-

triebsveranstaltung teilnehmen konnten 

Hinweis 

Barzuwendungen können ebenfalls Zuwendungen anläss-

lich einer Betriebsveranstaltung sein. Dazu müssen die 

Zuwendungen in bar anstelle der entsprechenden Sach-

zuwendungen gewährt werden. Geben Sie Mitarbeitern 

Geld, um beispielsweise eine Eintrittskarte für eine sportli-

che Veranstaltung zu kaufen, handelt es sich ebenfalls um 

eine Zuwendung im Rahmen einer Betriebsveranstaltung. 

 Übernachtungs- und Fahrtkosten von Mitarbeitern, 

die mit der Veranstaltung direkt zusammenhängen, 

z.B. die Kosten für einen Reisebus, der die Teil-

nehmer an den Ort des Betriebsveranstaltung bringt 

Die Kosten, welche auf eine Begleitperson (z.B. Ehe-

frau) entfallen, werden dem Arbeitnehmer zugerechnet, 

der begleitet wurde – für Begleitpersonen wird kein zu-

sätzlicher Freibetrag von 110 € gewährt. 

Beispiel 

Für die Mitarbeiter einer Praxis wird eine Weihnachtsfeier 

mit Buffet in einem Hotel ausgerichtet. Der gastgebende 

Arzt lädt auch die Partner der ein. Die Kosten für die Feier 

belaufen sich auf 1.000 €. Davon entfallen 400 € auf alle 

mit dem Veranstaltungsort zusammenhängenden Aufwen-

dungen und das Programm, während das Buffet und Ge-

tränke für alle Gäste mit pauschal 600 € zu Buche schlägt. 

Es nehmen 7 Mitarbeiter teil, von diesen bringen 3 Ihren 

Partner oder ihre Partnerin mit. 

Lösung 

Zuerst müssen die Aufwendungen pro Kopf ermittelt wer-

den. Da das Buffet pauschal berechnet wird, müssen diese 

Aufwendungen und die Kosten für den Rahmen auf die an-

wesenden Arbeitnehmer aufgeteilt werden. 

1.000 € Gesamtkosten / 10 Teilnehmer = 100 €/Kopf 

Um zu ermitteln, ob der Freibetrag alleine ausreicht oder ob 

Anteile der Zuwendungen als geldwerter Vorteil versteuert 

werden müssen, werden die Kosten der Arbeitnehmer mit 

denen ihrer Begleitperson zusammengerechnet. Bei 4 Ar-

beitnehmern bleiben die Zuwendungen steuerfrei, da diese 

mit 100 € unterhalb des Freibetrags liegen. Bei den Arbeit-

nehmern mit Begleitperson liegt der Gesamtbetrag jedoch 

bei 200 € und somit über dem Freibetrag. Damit muss ein 

geldwerter Vorteil von (200 € Zuwendungen – 110 € Freibe-

trag =) 90 € versteuert werden. 

Von vornherein ausgeschlossen ist die Anwendung 

des 110-€-Freibetrags zudem, wenn die Betriebsveran-

staltung nicht allen Angehörigen der Praxis offen 

steht. 

Darlehen 

Gewähren Sie Angestellten einen zinslosen oder zins-

günstigen Kredit, gehört der Zinsvorteil als Sachbezug 

zum steuer- und sozialversicherungspflichtigen Arbeits-

lohn. Bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils muss 

unterschieden werden, ob für das Arbeitgeberdarlehen 

die steuerbefreite monatliche 44-€-Grenze gilt. Dabei 

muss der dem Arbeitnehmer tatsächlich gewährte Zins-

satz mit dem Zinssatz verglichen werden, der für ver-

gleichbare Darlehen am Abgabeort gilt. 

Beispiel 

Eine Medizinische Fachangestellte erhält vom Arbeitgeber 

einen Kredit über 40.000 € mit einem Darlehenszins von 

3,4 %. Direktbanken bieten vergleichbare Darlehen zu 

4,7 % an, so dass die Differenz von (4,7 % – 3,4 % =) 

1,3 % den geldwerten Vorteil darstellt. Dies sind pro Jahr 

520 € und monatlich 43,33 €. 

Da dieser Betrag unter der Freigrenze von 44 € liegt, kann 

der Arzt seiner  das Darlehen steuerfrei zur Verfügung stel-

len. 

Aus Vereinfachungsgründen dürfen Sie als Vergleichs-

wert auch den von der Deutschen Bundesbank zuletzt 

veröffentlichten Effektivzinssatz heranziehen und um 

einen 4%igen Abschlag mindern. 

Beispiel 

Ein angestellter Arzt erhält ein Arbeitgeberdarlehen von 

30.000 € zu einem Zinssatz von 1,5 % jährlich. Der Ver-

gleichszinssatz der Deutschen Bundesbank beträgt 2,5 %. 

Maßstabszinssatz 2,5 % 

abzüglich 4%iger Minderung – 0,1 % 

Vergleichszinssatz 2,4 % 

tatsächlich gezahlter Zinssatz – 1,5 % 

Zinsverbilligung somit 0,9 % 

Pro Monat ergibt sich somit ein geldwerter Vorteil von 

22,50 € (0,9 % von 30.000 € x 1/12). Da die 44-€-Grenze 

unterschritten ist, bleibt der Vorteil steuerfrei. 

Beträgt der Kreditrestsaldo nicht mehr als 2.600 €, 

muss der Arbeitnehmer den geldwerten Vorteil (unab-

hängig von der Zinsersparnis) nicht mehr versteuern. 

Geburtstagsfeiern 

Richtet Ihre Praxis anlässlich des runden Geburtstags 

eines Arbeitnehmers einen Empfang aus, stellen die 

Aufwendungen hierfür keinen Sachbezug dar, wenn es 

sich um eine betriebliche Veranstaltung handelt. Hier-

für sprechen unter anderem folgende Indizien: 

 Die Praxis bzw. der Arzt tritt als Gastgeber auf, 

 er bestimmt die Gästeliste, 

 der Empfang findet in den Praxisräumen statt. 
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Allerdings sollte die 110-€-Grenze beachtet werden 

(siehe „Betriebsveranstaltungen“). 

Gesundheitsförderung 

Ihre Praxis kann pro Arbeitnehmer und Jahr bis zu 

500 € steuer- und sozialabgabenfrei für Gesundheits-

förderungsmaßnahmen ausgeben (Freibetrag). Be-

günstigt sind unter anderem sowohl Maßnahmen zur 

Stressbewältigung am Arbeitsplatz und zur Vorbeugung 

gegen Belastungen des Bewegungsapparats, gegen 

Suchtmittelkonsum wie beispielsweise Aktionen 

„Rauchfrei im Betrieb“ oder „Nüchternheit am Arbeits-

platz“ als auch eine gesundheitsgerechte betriebliche 

Gemeinschaftsverpflegung. 

Unter die Steuerbefreiung fallen auch Barzuschüsse an 

Mitarbeiter, die diese für externe Maßnahmen aufwen-

den. Die Praxis kann die entstandenen Kosten direkt 

bezahlen oder im Nachhinein erstatten. Die Übernahme 

von Mitgliedsbeiträgen an Sportvereine und Fit-

nessstudios ist aber nicht steuerbefreit. Sie dürfen den 

Besuch des Fitnessstudios lediglich dann steuerfrei fi-

nanzieren, wenn dessen Angebote von einer Kranken-

kasse als förderungswürdig eingestuft sind. 

Hinweis 

Wichtig ist, dass Mitarbeiter die Leistung zur Gesundheits-

förderung zusätzlich zum normalen Gehalt erhalten. Ihre 

Praxis darf also den Lohn des Arbeitnehmers nicht um jähr-

lich 500 € mindern, um ihm dann anschließend in gleicher 

Höhe Kostenzuschüsse für Gesundheitsmaßnahmen zu 

gewähren. Möglich ist jedoch ein anderer Weg: Vereinba-

ren Sie anstelle einer Gehaltserhöhung von 500 €, dass 

Sie künftig 500 € für die Gesundheitsförderung finanzie-

ren, erhält der Angestellte netto letztlich mehr als im Fall 

der regulären Gehaltserhöhung. 

Job-Tickets 

Die kostenlos oder verbilligt vom Arbeitgeber überlas-

sene Fahrkarte für den Verkehrsverbund führt grund-

sätzlich zu steuerpflichtigem Arbeitslohn; Arbeitnehmer 

können für diesen Vorteil aber die monatliche Sachbe-

zugsfreigrenze von 44 € in Anspruch nehmen. Ist der 

Vorteil aus der verbilligten Überlassung nicht höher, 

bleibt er unbesteuert, selbst wenn der Arbeitnehmer 

das Ticket nur privat verwendet. 

Hinweis 

Die 44-€-Freigrenze gilt nur bei einem Sachbezug und nicht 

bei einem Barzuschuss. Daher muss der Arbeitgeber das 

Job-Ticket vom Verkehrsunternehmen erwerben und verbil-

ligt an seinen Arbeitnehmer abgeben. 

Sie sollten aber beachten, dass die 44-€-Freigrenze 

sich in der Regel nur bei der Überlassung einer Mo-

natskarte steuergünstig auswirkt. Sofern Sie eine Jah-

reskarte überlassen, fließt der geldwerte Vorteil dem 

Arbeitnehmer auf einen Schlag im Monat der Überlas-

sung zu, so dass der geldwerte Vorteil die 44-€-

Freigrenze überschreitet und versteuert werden muss. 

Zur Ermittlung des geldwerten Vorteils ist als Ver-

gleichswert der Betrag heranzuziehen, den das Monats-

ticket kostet (abzüglich eines 4%igen Abschlags). Eine 

Tarifermäßigung, die Arbeitgeber als „Großkunden“ 

bisweilen in Form eines prozentualen Preisnachlasses 

erhalten, ist kein lohnsteuerpflichtiger Vorteil. Ein Sach-

bezug liegt also nur vor, soweit der Arbeitnehmer das 

Job-Ticket noch günstiger oder komplett kostenlos von 

seinem Arbeitgeber erhält. 

Beispiel 

Ein Arbeitnehmer, der 15 km vom Arbeitsort entfernt wohnt, 

erhält ein monatliches Job-Ticket und zahlt dafür 45 €. Im 

Normaltarif kostet das Ticket 100 €. Das Verkehrsunter-

nehmen gewährt der Praxis einen 10 % Rabatt. 

üblicher Preis eines Job-Tickets 100,00 € 

Großkundenermäßigung von 10 % – 10,00 € 

vom Arbeitgeber zu entrichten 90,00 € 

davon pauschal 96 % (gesetzlicher   

Abschlag von 4 % vom üblichen Verkaufspreis) 86,40 € 

abzüglich Zuzahlung des Arbeitnehmers – 45,00 € 

monatlicher geldwerter Vorteil 41,40 € 

Werden dem Arbeitnehmer keine weiteren Sachbezüge im 

Monat gewährt, bleibt der Vorteil von 41,40 € lohnsteuer-

frei. 
 

Hinweis 

Fahrtkostenzuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwen-

dungen des Arbeitnehmers für Pendelfahrten zur Arbeit 

sind in vollem Umfang lohnsteuerpflichtig. Der Fiskus bietet 

dem Arbeitgeber allerdings die Möglichkeit an, die Lohn-

steuer mit 15 % pauschal zu erheben (Details unter 

Punkt 5.2). 

Kinderbetreuung 

Lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei sind Arbeitge-

berleistungen zur Unterbringung und Betreuung von 

nicht schulpflichtigen Kindern des Arbeitnehmers in be-

trieblichen und außerbetrieblichen Kindergärten. Be-

günstigt ist auch die Betreuung des Kindes in Schulkin-

dergärten, Kindertagesstätten, Kinderkrippen, bei Ta-

gesmüttern, Wochenmüttern oder Ganztagspflegestel-

len. 

Hinweis 

Steuer- und Beitragsfreiheit tritt allerdings nur ein, wenn die 

Betreuungsleistungen zusätzlich zum ohnehin geschulde-

ten Arbeitslohn erbracht werden. Eine Gehaltsumwandlung 

(Herabsetzung des Lohns und Übernahme der Kinderbe-

treuungskosten) erkennt der Fiskus steuerlich nicht an. 

Zahlen Sie den Zuschuss in bar aus, muss der Arbeit-

nehmer einen Nachweis über die angefallenen Kosten 

vorlegen. Sie als Arbeitgeber müssen diese Nachweise 
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im Original als Belege zum Lohnkonto aufbewahren. 

Der Höhe der Arbeitgeberleistungen sind hierbei keine 

Grenzen gesetzt, sofern der Betrag nicht über den tat-

sächlich entstandenen Kosten liegt. In Höhe der erhal-

tenen Erstattungen können Arbeitnehmer dann jedoch 

keine Kinderbetreuungskosten mehr in der Steuererklä-

rung absetzen. 

Tipp 

Für die Steuerfreiheit der Betreuungszuschüsse muss nicht 

einmal der in Ihrer Praxis beschäftigte Elternteil die Kosten 

getragen haben. Lebt das Kind beispielsweise beim Ex-

Partner, können Sie auch dessen Aufwendungen über-

nehmen, ohne dass dieser Vorgang eine Mehrsteuer beim 

Arbeitnehmer auslöst. 
 

Hinweis 

Aufwendungen für die Betreuung des Kindes im eigenen 

Haushalt (z.B. durch eine Haushaltshilfe) können vom Ar-

beitgeber nicht lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei er-

stattet werden. Zudem sind Leistungen des Arbeitgebers, 

die den Unterricht von Kindern finanzieren (z.B. Besuch ei-

ner Vorschule) und nicht unmittelbar der Betreuung dienen 

(z.B. die Beförderung zwischen Wohnung und Kindergar-

ten), lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtig. Bezahlt 

Ihre Praxis auch die Betreuung schulpflichtiger Kinder – et-

wa im Hort –, sind diese Beihilfen ebenfalls steuerpflichtig. 
 

Mahlzeiten 

Stellt Ihre Praxis Arbeitnehmern arbeitstäglich kostenlo-

se oder verbilligte Mahlzeiten zur Verfügung (z.B. in ei-

ner selbstbetriebenen Kantine), muss dieser Vorteil mit 

dem amtlichen Sachbezugswert angesetzt werden. 

Dieser günstige Wertansatz ist auch maßgeblich, wenn 

die Mahlzeiten in einer nicht vom Arbeitgeber betriebe-

nen Einrichtung (z.B. Gaststätte) offeriert werden, so-

fern der Arbeitgeber durch Barzuschüsse oder andere 

Leistungen (z.B. Raumgestellung) zur Verbilligung der 

dortigen Mahlzeiten beiträgt. Die aktuellen Sachbe-

zugswerte betragen 

 1,63 € für ein Frühstück (ab 2016: 1,67 €), 

 3,00 € für ein Mittagessen (ab 2016: 3,10 €), 

 3,00 € für ein Abendessen (ab 2016: 3,10 €). 

Als Arbeitslohn muss der Arbeitnehmer die Differenz 

zwischen dem Sachbezugswert und der eigenen Zu-

zahlung versteuern. 

Die Sachbezugswerte gelten auch, wenn der Arbeit-

nehmer Essenmarken oder Restaurantschecks vom 

Arbeitgeber erhält. Voraussetzung ist, dass 

 tatsächlich Mahlzeiten an Arbeitnehmer abgegeben 

werden, 

 für jede Mahlzeit lediglich eine Essenmarke täglich 

in Zahlung genommen wird, 

 der Verrechnungswert einer Marke den Sachbe-

zugswert einer Mittagsmahlzeit um nicht mehr als 

3,10 € übersteigt und 

 die Essenmarke nicht an Arbeitnehmer ausgegeben 

wird, die eine Auswärtstätigkeit ausüben. Davon 

ausgenommen sind Auswärtstätigkeiten, die länger 

als drei Monate an derselben Tätigkeitsstätte beste-

hen – hier dürfen Essensmarken ausgegeben wer-

den. 

Seit 2014 dürfen die Sachbezugswerte auch für Mahl-

zeiten angesetzt werden, die der Arbeitnehmer wäh-

rend einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit 

vom Arbeitgeber erhält. Voraussetzung für diese Form 

der Bewertung ist allerdings, dass der Preis der Mahl-

zeit nicht höher als 60 € ist. Die steuerliche Erfassung 

einer solchen üblichen Mahlzeit kann allerdings kom-

plett unterbleiben, wenn der Arbeitnehmer für die Aus-

wärtstätigkeit Verpflegungsmehraufwendungen abzie-

hen könnte. Wird die Preisgrenze von 60 € überschrit-

ten, muss der tatsächliche Preis der Mahlzeit bei der 

Vorteilsberechnung angesetzt werden. 

Hinweis 

Die Lohnsteuer auf eine arbeitstägliche Mahlzeitengestel-

lung kann vom Arbeitgeber auch pauschal mit 25 % erho-

ben werden, so dass die Zuschüsse in der Sozialversiche-

rung beitragsfrei sind. 

Nacht-, Sonn- und Feiertagszuschläge 

Folgende Lohnzuschläge sind steuerfrei, soweit sie für 

 Nachtarbeit 25 %, 

 Sonntagsarbeit 50 %, 

 Feiertagsarbeit und Arbeit am 31.12. ab 14.00 Uhr 

125 % und für 

 Arbeit am 24.12. ab 14.00 Uhr, am 25. und 26.12. 

sowie am 01.05. 150 % 

des Grundlohns nicht übersteigen. Nachtarbeit ist die 

Arbeit in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr. Wird an Sonn- 

und Feiertagen auch nachts gearbeitet, so erhöhen sich 

die Sonn- und Feiertagszuschläge um den Zuschlags-

satz für Nachtarbeit. 

Neben dem Grundlohn gezahlte Zuschläge sind nur 

steuerfrei, wenn sie für tatsächlich geleistete Sonn-

tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt werden. Sie 

sind in der Regel nicht befreit, wenn sie Teil einer ein-

heitlichen Tätigkeitsvergütung sind und pauschal ge-

zahlt werden. Für diese Zuschläge gilt die Steuerfrei-

heit nur, wenn sie Abschlagszahlungen oder Vorschüs-

se für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder 

Nachtarbeit darstellen. 

Hinweis 

Die Steuerfreiheit geht in der Praxis häufig verloren, weil 

die Arbeitsparteien pauschale Zuschläge vereinbaren. Aus 
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steuerlichen Gründen sollten Sie daher bereits im Arbeits-

vertrag darauf achten, dass die Zuschläge nur für tatsäch-

lich geleistete Arbeitsstunden zu begünstigten Zeiten ge-

zahlt werden. 

Pauschalsteuer auf Sachzuwendungen 

Erhält ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber eine 

Sachzuwendung, muss diese Zuwendung in der Regel 

auf Seiten des Arbeitnehmers steuererhöhend erfasst 

werden. Alternativ kann aber auch der Arbeitgeber die 

ertragsteuerlichen Folgen der Sachzuwendung über-

nehmen, indem er für die Zuwendung eine Pauschal-

steuer von 30 % abführt. Mit diesem Schritt kann die 

steuerliche Erfassung eines geldwerten Vorteils beim 

Arbeitnehmer unterbleiben – der Arbeitgeber schenkt 

ihm die Steuer also quasi mit. 

Die Pauschalversteuerung gilt allerdings nur für Zu-

wendungen, die nicht in Geld ausbezahlt werden und 

die der Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschulde-

ten Arbeitslohn erbringt. 

Das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der 

Einkommensteuer müssen Sie als Arbeitgeber einheit-

lich für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten 

Zuwendungen ausüben. 

Hinweis 

Sie als Arbeitgeber können sich sogar noch im Nachhinein 

überlegen, ob Sie die Pauschalregel anwenden möchten. 

Die Entscheidung muss spätestens in der letzten Lohn-

steuer-Anmeldung des Wirtschaftsjahres der Zuwendung 

getroffen werden. Hierfür reicht die Abgabe einer geänder-

ten Lohnsteuer-Anmeldung aus, solange dies verfahrens-

rechtlich noch möglich ist. 

Privatnutzung betrieblicher Telefone/Computer 

Die Vorteile, die einem Arbeitnehmer aus der privaten 

Nutzung von betrieblichen Datenverarbeitungs- oder 

Telekommunikationseinrichtungen (z.B. Personalcom-

puter, Smartphones, Tablets) erwachsen, sind steuer-

frei. Dies gilt selbst dann, wenn die Geräte in der Pri-

vatwohnung des Arbeitnehmers genutzt werden. Die 

vom Arbeitgeber getragenen Verbindungsentgelte 

(Grundgebühr und laufende Kosten) sind ebenfalls nicht 

zu versteuern. Die Steuerfreiheit umfasst auch die Nut-

zung von Zubehör und Software des Arbeitgebers (z.B. 

sogenannte Home-Use-Programme zur Textverarbei-

tung). 

Hinweis 

Die Steuerfreiheit gilt unabhängig vom Verhältnis der beruf-

lichen zur privaten Nutzung der Geräte. 
 

Sachprämien bei Kundenbindungsprogrammen 

Steuerfrei sind Sachprämien, die der Arbeitnehmer aus 

sogenannten Kundenbindungsprogrammen bezieht 

(z.B. Bonusmeilen). Der Prämienwert darf allerdings 

jährlich 1.080 € nicht übersteigen (siehe Belegschafts-

rabatte). Dies gilt auch für die Sozialversicherung. 

Vergünstigungen in Form von Freiflügen wie beispiels-

weise im Programm „Miles&More“ haben beim Arbeit-

nehmer in der Regel keine steuerliche Auswirkung. 

Nutzt der Arbeitnehmer den Bonus, den er auf dienstli-

chen Reisen angesammelt hat, für private Reisen, 

bleibt dieser Vorteil zunächst einmal bis zu 1.080 € im 

Kalenderjahr steuerfrei. Den darüber hinausgehenden 

Betrag können die Fluggesellschaften pauschal ver-

steuern, so dass der Arbeitnehmer von den steuer-

lichen Folgen freigestellt ist. Der Vorteil aus einem Bo-

nusprogramm unterliegt also nur dann der Lohnsteuer, 

wenn eine Fluggesellschaft die pauschale Regelung 

nicht anwendet. 

Hinweis 

Die Fluggesellschaften müssen den Arbeitnehmer über die 

Steuerübernahme informieren. Sofern er nicht entspre-

chend unterrichtet wurde, muss er die Sachprämie in seiner 

Einkommensteuererklärung angeben. 

Sonstige Beihilfen 

Erholungsbeihilfen stellen grundsätzlich steuerpflichti-

gen Arbeitslohn dar. 

Hinweis 

Für diese Beihilfen kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer je-

doch pauschal mit 25 % übernehmen. 

Maximale pauschalisierbare Beihilfe: 

für Arbeitnehmer 156 € 

für Ehegatten 104 € 

und je Kind 52 € 

Beihilfen im Krankheits- oder Unglücksfall sind bis 

600 € je Kalenderjahr lohnsteuer- und sozialver-

sicherungsfrei. Bei Betrieben mit mehr als fünf Arbeit-

nehmern müssen aber zusätzliche Voraussetzungen er-

füllt werden (z.B. Einrichtung einer Unterstützungskas-

se, Beteiligung des Betriebsrats etc.). 

Sparanreize 

 Vermögenswirksame Leistungen (VL) 

Geldleistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitneh-

mer anlegt, werden als vermögenswirksame Leistungen 

bezeichnet. Diese Sparform wird vom Fiskus durch die 

sogenannte Arbeitnehmersparzulage subventioniert. 

Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf die Zulage, 

wenn ihr zu versteuerndes Einkommen  

 17.900 € bei Alleinstehenden bzw. 

 35.800 € bei Zusammenveranlagung 

nicht überschreitet und sie vermögenswirksame Leis-

tungen für wohnwirtschaftliche Zwecke ansparen. Für 

andere Anlageformen liegt die Einkommensgrenze bei 
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20.000 € (Alleinstehende) bzw. 40.000 € (Ehegat-

ten/Lebenspartner). 

Die Mittel zur Ansparung kann der Arbeitgeber laut 

Vereinbarung oder Tarifvertrag zusätzlich zum norma-

len Gehalt extra zahlen. Alternativ kann der Arbeitneh-

mer den Betrag vom eigenen Lohn abzweigen. 

Es gelten folgende Förderhöchstwerte: 

Vertragsart Beteiligungssparen Bausparen 

max. begünstigte 
Sparrate pro Jahr 

400 € (Ledige) 
800 € (Verheiratete) 

470 € (Ledige) 
940 € (Verheiratete) 

Zulagensatz 20 % 9 % 

max. Zulage pro 
Jahr somit  

80 € (Ledige) 
160 € (Verheiratete) 

43 € (Ledige) 
86 € (Verheiratete) 

 

Trinkgelder 

Trinkgeld, das ein Arbeitnehmer anlässlich einer Ar-

beitsleistung von Dritten erhält, ist in unbegrenzter Hö-

he steuer- und beitragsfrei. Diese steuergünstigen Fol-

gen treten jedoch nur ein, wenn das Trinkgeld dem Ar-

beitnehmer freiwillig – ohne Rechtsanspruch – und zu-

sätzlich zu dem für die Arbeitsleistung geschuldeten 

Betrag gezahlt wird. 

Hinweis zur Umsatzsteuer 

Das dem Bedienungspersonal freiwillig gezahlte Trinkgeld 

gehört nicht zum Entgelt für die Leistungen des Unterneh-

mers und ist daher umsatzsteuerrechtlich nicht zu erfassen. 

Warengutscheine 

Gutscheine über Waren bzw. Dienstleistungen stellen 

typischerweise Sachbezüge dar. Der entsprechende 

Vorteil ist mit dem üblichen Verkaufspreis (Bruttowert) 

abzüglich eines pauschalen Preisnachlasses von 4 % 

anzusetzen und kann steuerlich komplett außer Ansatz 

bleiben, wenn er monatlich insgesamt 44 € nicht über-

steigt. 

Hinweis 

Aufgrund der geänderten Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofs liegt bei Gutscheinen auch dann ein begünstigter 

Sachbezug vor, wenn sie bei einem Dritten (einem fremden 

Leistungserbringer) einzulösen sind und neben der Be-

zeichnung der abzugebenden Ware oder Dienstleistung 

auch einen anzurechnenden Betrag oder Höchstbetrag 

enthalten. In diesem Fall die 44-€-Freigrenze. 
 

Hinweis 

Der 4%ige Abschlag darf bei der Berechnung jedoch nicht 

abgezogen werden, wenn der Warengutschein eine konkre-

te Betragsangabe enthält. In diesem Fall müssen die Ar-

beitsparteien den ungekürzten Wert des Gutscheins bei der 

Vorteilsberechnung ansetzen. 

Als Gutscheine kommen beispielsweise Benzingut-

scheine, Job-Tickets oder Gutscheine für sportliche Ak-

tivitäten in Betracht. 

Beispiele 

 Eine Praxis überlässt jedem Mitarbeiter monatlich einen 

Geschenkgutschein über 40 €, den diese bei einer Ein-

zelhandelskette in ein Produkt ihrer Wahl einlösen kön-

nen. 

 Die Arbeitnehmer können über eine auf monatlich 44 € 

limitierte Kundenkarte sämtliche Produkte bei einer 

Tankstelle kaufen, also neben Treibstoff auch Tabak- 

und Süßwaren oder Zeitschriften. 

 Ein Arzt gewährt seinem Arbeitnehmer folgenden Gut-

schein: „35 Liter Diesel im Wert von höchstens 44 €.“ 
 

4 Weitere Gehaltsextras im 
Überblick 

 Lässt der Arbeitgeber einem entlassenen Arbeit-

nehmer eine sogenannte Outplacement-Beratung 

zur beruflichen Neuorientierung zukommen, sind 

diese Leistungen zumeist Teil der Abfindungsver-

einbarung und können somit vom Arbeitnehmer mit 

dem ermäßigten Steuertarif (siehe unter Punkt 3 

„Abfindungen“) versteuert werden. Derartige Out-

placement-Leistungen können sogar komplett steu-

erfrei sein, wenn der Arbeitgeber ein ganz überwie-

gend eigenbetriebliches Interesse an der Beratung 

hat. 

 Es besteht die Möglichkeit, Arbeitslohn zuerst nur 

betragsmäßig auf einem Zeitwertkonto beim Ar-

beitgeber zu erfassen und erst später in der Frei-

stellungsphase des Arbeitnehmers auszubezahlen. 

Die Gutschrift von laufendem Arbeitslohn sowie von 

Einmal-, Bonus- und Sonderzahlungen auf dem 

Zeitkonto führt noch nicht zum Zufluss von Arbeits-

lohn - die Besteuerung erfolgt erst bei Auszahlung 

in der späteren Freistellungsphase. 

 Für nebenberufliche Tätigkeiten als Übungsleiter, 

Ausbilder, Erzieher oder Betreuer gewährt der Fis-

kus einen jährlichen Freibetrag von 2.400 €. 

 Honorare für ehrenamtliche Tätigkeiten (z.B. als 

Vereinskassierer, Platzwart) bleiben bis 720 € pro 

Jahr steuerfrei. 

 Die Gestellung oder Übereignung typischer Berufs-

kleidung durch den Arbeitgeber ist steuerfrei (siehe 

Punkt 5.1). 

 Die Beiträge des Arbeitgebers an einen Pensions-

fonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktver-

sicherung zum Aufbau einer betrieblichen Altersver-

sorgung sind steuerfrei, soweit die jährlichen Beiträ-

ge 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Ren-

tenversicherung nicht übersteigen. Hinzu kommen 

weitere 1.800 €, wenn die Versorgungszusage nach 

2004 erteilt wurde. 
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5 Erstattung von Werbungs-
kosten durch die Praxis 

5.1 Berufskleidung 

Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von ty-

pischer Berufskleidung an Arbeitnehmer ist lohnsteuer- 

und sozialversicherungsfrei. Typische Berufskleidung 

sind z.B. mit dem Praxislogo bestickte, für das gesamte 

Praxisteam einheitliche Polohemden, bei denen die pri-

vate Nutzung so gut wie ausgeschlossen ist. Kann je-

doch die private Nutzung nicht ausgeschlossen werden 

(z.B. beim Anzug des Bankangestellten), liegt steuer-

pflichtiger Arbeitslohn vor, wenn der Arbeitgeber dem 

Arbeitnehmer die Kleidung unentgeltlich oder verbilligt 

überlässt. Auch normale Schuhe und Unterwäsche sind 

keine typische Berufskleidung. 

5.2 Fahrten zur Tätigkeitsstätte 

Fahrtkostenerstattungen für Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers – in 

der Regel also zur Praxis – führen zu steuerpflichti-

gem Arbeitslohn. 

Allerdings kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer von 

der Steuerlast befreien, indem er den Vorteil pauschal 

mit 15 % versteuert. Die Pauschalversteuerung ist auf 

den Betrag begrenzt, den der Arbeitnehmer als Wer-

bungskosten für seine Pendelfahrten zur Arbeit geltend 

machen könnte (0,30 € pro Entfernungskilometer). 

Tipp 

Die pauschale Besteuerung des Fahrtkostenzuschusses ist 

auch zulässig, wenn dem Arbeitnehmer ein Firmenwagen 

zur privaten Nutzung überlassen wurde und er den geld-

werten Vorteil für die Fahrten zwischen Wohnung und Ar-

beitsstätte versteuert. 

5.3 Fort- bzw. Weiterbildung 

Die Gewährung beruflicher Fort- oder Weiterbildungs-

maßnahmen durch den Arbeitgeber stellt für den Ar-

beitnehmer keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, 

wenn das betriebliche Interesse des Arbeitgebers an 

der Fortbildung überwiegt. Ein solches Interesse nimmt 

die Finanzverwaltung an, wenn die Bildungsmaßnahme 

die Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmers erhöhen soll. 

Der Arbeitgeber muss die Teilnahme an der Bildungs-

maßnahme hierbei nicht einmal auf die Arbeitszeit des 

Arbeitnehmers anrechnen. Bei Sprachkursen muss der 

Arbeitnehmer allerdings Sprachkenntnisse erlangen, 

die sein vorgesehenes Aufgabengebiet verlangt. Nur 

dann hat die Fortbildung keine steuererhöhenden Fol 

5.4 Doppelte Haushaltsführung 

Erstattungen des Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer 

im Rahmen der doppelten Haushaltsführung können bis 

zur Höhe der abzugsfähigen Werbungskosten lohn-

steuer- und sozialversicherungsfrei ausgezahlt werden. 

Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn der Ar-

beitnehmer aus beruflichen Gründen außerhalb des 

Orts, an dem er seinen eigenen Hausstand unterhält, 

beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort über-

nachtet. Die Anzahl der Übernachtungen ist dabei 

unerheblich. Als erstattungsfähige Kosten kommen in 

Betracht: 

 Fahrtkosten aus Anlass des Wohnungswechsels zu 

Beginn und bei Beendigung der doppelten Haus-

haltsführung in Höhe von 0,30 € pro gefahrenem Ki-

lometer, 

 Entfernungspauschale von 0,30 € je Kilometer für 

eine Heimfahrt zur Familie pro Woche, 

 Verpflegungsmehraufwendungen nach Reisekos-

tengrundsätzen (siehe Punkt 5.5) für einen Über-

gangszeitraum von drei Monaten nach Bezug der 

Wohnung am neuen Beschäftigungsort, 

 die gesamten Aufwendungen für die Zweitwohnung 

(dazu gehört auch die Zweitwohnungssteuer) bis zu 

einer Obergrenze von 1.000 €, 

 Umzugskosten anlässlich der Begründung, der Be-

endigung oder des Wechsels einer doppelten 

Haushaltsführung. 

Des Weiteren müssen Sie als Arbeitgeber Folgendes 

beachten: Sie könen bei Arbeitnehmern in den Steuer-

klassen III, IV oder V ohne weiteres unterstellen, dass 

sie einen eigenen Hausstand haben, an dem sie sich 

auch finanziell beteiligen (Voraussetzung für die An-

nahme einer doppelten Haushaltsführung). Bei anderen 

Arbeitnehmern dürfen Sie einen eigenen Hausstand nur 

anerkennen, wenn die Mitarbeiter schriftlich erklären, 

dass sie neben einer Zweitwohnung am Beschäfti-

gungsort außerhalb des Beschäftigungsorts einen eige-

nen Hausstand unterhalten, an dem sie sich auch fi-

nanziell beteiligen. Die Richtigkeit dieser Erklärung 

muss der Arbeitnehmer durch seine Unterschrift bestä-

tigen. Diese Erklärung müssen Sie als Arbeitgeber als 

Beleg zum Lohnkonto nehmen,. 

5.5 Reise 

Erstattet Ihre Praxis Mitarbeitern beruflich bzw. betrieb-

lich veranlasste Reisekosten, können diese bis zur Hö-

he der abzugsfähigen Werbungskosten steuer- und so-

zialversicherungsfrei bleiben. Zu den Reisekosten ge-

hören Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, 

Übernachtungs- sowie Reisenebenkosten. 

Abziehbare Fahrtkosten sind die tatsächlichen Aufwen-

dungen des Arbeitnehmers, die ihm durch die Nutzung 

eines Beförderungsmittels entstehen. Benutzt der Ar-

beitnehmer seinen eigenen Pkw, kann der Arbeitgeber 

entweder eine Pauschale von 0,30 € je Kilometer oder 

den beruflichen Anteil an den tatsächlichen Pkw-Kosten 
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(ermittelt aus den jährlichen Gesamtkosten des Pkw) 

steuerfrei zahlen. 

Um die steuerfreie Kostenerstattung zu erhalten, muss 

der Arbeitnehmer Unterlagen vorlegen, aus denen die 

Voraussetzungen für die Steuerfreiheit der Erstattung 

ersichtlich werden (z.B. Nachweis der Fahrtkilometer, 

Rechnungen über Werkstattkosten). Der Arbeitgeber 

muss diese Unterlagen als Belege zum Lohnkonto 

nehmen. Als Verpflegungsmehraufwendungen können 

einheitliche Pauschbeträge steuerfrei erstattet werden. 

Sie sind der Höhe nach wie folgt gestaffelt – je nach 

Abwesenheitsdauer von der Wohnung und der ersten 

Tätigkeitsstätte: 

 mehr als 8 Stunden = 12 € 

 24 Stunden (mehrtägige Reise) = 24 € 

 für An- und Abreisetage bei mehrtägiger Reise un-

abhängig von der Abwesenheitsdauer jeweils 12 € 

Für Auslandsreisen gelten je nach Land gesonderte 

Pauschbeträge. 

Als Übernachtungskosten kann Ihre Praxis die tatsäch-

lichen Aufwendungen des Arbeitnehmers steuerfrei er-

statten. Für Übernachtungen im Inland kann der Arbeit-

geber statt der tatsächlichen Kosten auch einen 

Pauschbetrag von 20 € pro Übernachtung steuerfrei 

zahlen. Die pauschale Erstattungsvariante ist für Über-

nachtungen im Fahrzeug aber ausgeschlossen (z.B. 

Lkw-Fahrer übernachtet in Schlafkabine seines Lkw). 

Bei Übernachtungen im Ausland darf der Arbeitgeber 

die Übernachtungskosten ohne Einzelnachweis der tat-

sächlichen Aufwendungen mit länderspezifischen 

Pauschbeträgen (Übernachtungsgelder) steuerfrei aus-

zahlen. 

Seit 2014 ist eine steuerfreie Erstattung von Übernach-

tungskosten aber durch eine zeitliche Komponente be-

schränkt: Bei einer längerfristigen Auswärtstätigkeit des 

Arbeitnehmers im Inland kann der Arbeitgeber nach 

Ablauf von 48 Monaten nur noch Unterbringungskosten 

von maximal 1.000 € pro Monat steuerfrei erstatten. Bei 

Auswärtstätigkeiten im Ausland gilt diese Regelung je-

doch nicht. 

Zu den erstattungsfähigen Reisenebenkosten zählen 

Parkgebühren, Gebühren für die Aufbewahrung und 

den Transport von Gepäck, Mautgebühren sowie Kos-

ten für Ferngespräche und Schriftverkehr beruflichen 

Inhalts mit dem Arbeitgeber oder dessen Geschäfts-

partnern. Sie müssen dem Arbeitgeber vom Arbeitneh-

mer im Einzelnen nachgewiesen werden und können 

nur in der tatsächlichen Höhe steuerfrei erstattet wer-

den (keine Pauschalen). Der Arbeitgeber muss diese 

Unterlagen als Belege zum Lohnkonto nehmen. 

5.6 Umzug 

Umzugskostenvergütungen des Arbeitgebers sind lohn-

steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn der Umzug 

beruflich veranlasst ist. 

Tipp 

Für sonstige Umzugsauslagen kann statt der tatsächlichen 

Kosten ein Pauschbetrag angesetzt werden. Für Verheira-

tete beträgt er aktuell 1.460 € (2014: 1.429 €), für Ledige 

730 € (2014: 715 €) sowie für jede weitere Person 322 € 

(2014: 315 €). 

Ein beruflich veranlasster Umzug liegt unter anderem 

dann vor, wenn die Entfernung zwischen Wohnung und 

Tätigkeitsstätte durch den Umzug erheblich verkürzt 

wird (arbeitstäglich mindestens um eine Stunde). 

 

Wir stehen Ihnen gerne für weitere Fragen zur Verfügung. 

Rechtsstand: November 2015 

Alle Informationen und Angaben in diesem Mandanten-

Merkblatt haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Diese Information kann ei-

ne individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

 

 

 

 

 


